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>> #BanuMussBleiben
Abschiebung von  
türkischer Ärztin muss  
verhindert werden
  
>> AUS DEM LANDTAG
Mehr Unterstützung  
für Familien

Liebe Leserinnen  
und Leser,

die CDU hat Armin Laschet zu ihrem neuen 
Vorsitzenden gewählt. Dazu ein aufrichti-
ger Glückwunsch. Erschreckend ist aller-
dings, wie viel Rückhalt Friedrich Merz vor 
und nach der Wahl erfahren hat, auch 
wenn er sich bei der Abstimmung nicht 
durchsetzen konnte.

Merz ist ein Politiker aus dem letzten Jahr-
hundert, mit dem passenden Programm 
dazu. Er ist ein Methusalem des Neolibera-
lismus, der immer wieder die alten Lieder 
von Steuersenkungen anstößt, den Sozial-
staat rasieren und in der Gesellschaftspoli-
tik die Uhr zurückdrehen will. Daran sieht 
man, wie gespalten die Union in vielen 
Fragen ist.

Die SPD hat ihre Hausaufgaben gemacht 
und nicht zuletzt durch ihr Sozialstaatskon-
zept für inhaltliche Klarheit gesorgt. 
Gemeinsam mit Olaf Scholz ziehen wir in 
diesen Wahlkampf und werden weiter 
Überzeugungsarbeit leisten, dass es wieder 
Zeit wird für einen sozialdemokratischen 
Bundeskanzler.

Euer

 
Thorsten Brehm

durch die Teilnahme der Querdenker-Promi-
nenz war klar, dass es eine Ersatzveranstal-
tung für die verbotenen Kundgebungen ist.

Die Kundgebung fand statt ohne Beachtung 
des Mindestabstandes und der Einhaltung 
der Maskenpflicht. Und anschließend wurde 
noch ein „spontaner“ Demonstrationszug 
zum Jakobsplatz durchgeführt, dort schloss 
sich eine weitere einstündige Kundgebung 
an, die von der Polizei toleriert wurde.� >>

 von RÜDIGER LÖSTER, AK GEGEN RECHTS 

Bundesweit wurde für den 3. Januar aus dem 
Umfeld der „Querdenker“ zu Kundgebungen 
nach Nürnberg mobilisiert. Nach dem Verbot 
der Kundgebungen trafen sich trotzdem 
mehrere hundert Corona-Leugner und Ver-
schwörungsideologen auf dem Hauptmarkt: 
Dort hatte bereits einige Zeit vorher eine 
weitere Gruppe eine Kundgebung angemel-
det, diese wurde nicht verboten. Allein schon 

M
O

N
ATLICH

E ZEITU
N

G
 D

ER SPD
 N

Ü
RN

BERG
 – AU

SG
ABE 02/2021

„QUERDENKER“ – FEINDE 
DER DEMOKRATIE

Foto: Rüdiger Löster



DER SPRINGENDE PUNKT – AUSGABE 02/2021  |  32

Damit wurden - wieder einmal - sinnvolle 
staatliche Maßnahmen zur Eindämmung der 
Pandemie umgangen. Für alle, die sich seit Mo-
naten an die Regeln halten, war das ein Schlag 
ins Gesicht. Die in der Öffentlichkeit auffallend 
wenig beachteten Todesopfer der Pandemie 
können sich nicht mehr beschweren.

Am 17. Januar sollte eine Neuauflage der 
Kundgebung in Nürnberg stattfinden, er-
satzweise in Stein. Beide Veranstaltungen 
wurden verboten, die Organisatoren riefen 
anschließend zu einem „Gottesdienst“ vor 
der Lorenzkirche auf. Auch diese Veranstal-
tung wurde untersagt. Darauf folgte eine 
Anmeldung für Fürth. Zwar verbot auch 
Fürth die Kundgebung, aber bereits am 
Nachmittag kam es zu spontanen Kundge-
bungen und kurzen Demonstrationen. Im-
merhin wurden in Nürnberg durch die konse-
quente Sperrung von Hauptmarkt, 
Jakobsplatz und dem Bereich um die Lorenz-
kirche Bilder wie am 3. Januar verhindert. 

Wer versammelt sich eigentlich bei den Kund-
gebungen der „Corona-Leugner“? Sind es - 
wie manche meinen - Menschen aus der „bür-
gerlichen Mitte“ unserer Gesellschaft? Nein, 
bei diesen Kundgebungen versammeln sich u. 
a. regelmäßig Verschwörungsideologen, 
Reichsbürger und Rechtsextremisten gemein-
sam mit Impfgegnern und Esoterikern. Stadt-
bekannte Nazis aus Nürnberg und AfDler sind 
ebenso dabei wie Pegida-Anhänger und Per-
sonen aus dem Umfeld der rechtsextremen 
„Identitären Bewegung“. Und seit letztem 
Jahr, seit diese regelmäßigen Kundgebungen 
begonnen haben, sind in den Reden immer 
wieder die gleichen Sachen zu hören: Bill 
Gates habe die WHO gekauft, die Pandemie 
sei in Wirklichkeit eine „Plandemie“, um eine 
„Neue Weltordnung“ durchzusetzen, mit der 
Impfung werde uns ein Chip implantiert, der 

dann durch den neuen Funkstandard 5G akti-
viert werde, mit der Impfung werden wir un-
fruchtbar gemacht bis hin zu den Äußerun-
gen, es gebe weder Tote durch Covid und das 
Virus existiere gar nicht. Berichte aus den voll-
kommen überlasteten Intensivstationen der 
Krankenhäuser werden als „fake-news“ abge-
tan. Der Mund-Nasenschutz wird als „Maul-
korb“, als Symbol der „Sklaverei“ bezeichnet, 
mit dem die Meinungsfreiheit unterdrückt 
werden solle. Bei der Kundgebung am 3. Janu-
ar konnte ein Redner unter dem Jubel der Teil-
nehmerInnen davon phantasieren, dass die 
Maske von „Okkultisten“, „Freimaurern“ und 
„Satanisten“ benutzt werde, um uns „zu un-

terwerfen“, um „unser ich zu brechen“, um 
„unsere Identität auszulöschen“.

Auch antisemitische Einstellungen zeigen 
sich auf Kundgebungen der Nürnberger „Co-
rona-Rebellen“ auf vielfache Weise. So insze-
nierte man sich zum Beispiel schon mal als 
Opfer und trug „Judensterne“ zur Schau oder 
man verbreitete die gefährliche QAnon-Ideo-
logie. Zudem werden die staatlichen Maß-
nahmen zur Bekämpfung der Pandemie mit 
dem staatlichen Terror der Nazi-Zeit gleich-
gesetzt. Als Folge davon sehen sich die „Coro-
na-Rebellen“ als „Widerstandskämpfer“ in 
der Tradition einer Sophie Scholl, vergleichen 
sich wegen der Kontaktbeschränkungen mit 
Anne Frank, die sich als Kind vor den Nazis 
verstecken musste. Man bezieht sich in dem 
„Widerstand“ auf Artikel 20 des Grundgeset-
zes, manche schrecken auch vor Morddro-
hungen gegen verantwortliche Politiker 
nicht zurück. Regelmäßig kann man entspre-
chende Aufrufe in den diversen Chatgruppen 
im Umfeld der „Querdenker“ lesen. 

Die Verschwörungserzählungen wiederho-
len in leicht abgewandelter Form die jahr-

hundertealten antijüdischen Ritualmordle-
genden, die bereits im mittelalterlichen 
Europa existierten und die immer wieder zu 
Pogromen gegen Jüdinnen und Juden führ-
ten. Der QAnon-Erkennungscode wwg1wga 
(„Where we go one we go all“) wurde von vie-
len Aktiven der Nürnberger Corona-Szene in 
den sozialen Medien geteilt, auf Kundgebun-
gen skandiert und auf Kleidungsstücken zur 
Schau gestellt. 

Bereits am 27. Juni 2020 teilte eine Rednerin 
bei einer Kundgebung der Gruppe „Wider-
stand100“ dem Publikum mit, wen sie als Ur-
heber einer angeblichen „Neuen Weltord-
nung“ verantwortlich macht: „Hinter Corona 
steckt der feuchte Traum von einer kommunis-
tischen Weltmacht. (...) Dieser Traum der Zio-
nisten, der Satanisten, der Transhumanisten, 
der Pharmamafia findet in George Orwells Ro-
man 1984 die passendste Skizzierung. Wobei 
die genannten Interessensgruppen miteinan-
der verschmelzen in ihrer gemeinsamen Ab-
sicht: Die Umstrukturierung der Welt in eine 

neue Ordnung, kurz: NWO. Der Ausbruch von 
Corona dient hauptsächlich dieser Agenda. (...) 
Ziel dieser neuen Welt ist die absolute Kontrol-
le jedes Einzelnen und die Auslöschung weite-
rer Teile der Bevölkerung, die als unnütze Esser 
angesehen werden. Die Weltbevölkerung soll 
auf unter 800 Millionen reduziert werden. Die-
ses Ziel soll durch Sterilisation und Mord per 
Todesspritze erreicht werden.“ 

Wer glaubt, das alles sei nur harmlose Spin-
nerei, sei daran erinnert, dass sich weltweit 
mehrere Rechtsterroristen auf den QAnon-
Mythos bezogen haben, zuletzt der rassisti-
sche Attentäter von Hanau im Februar 2020. 
Wohin das führt, wenn der Einfluss dieser 
Ideologien noch weiter ansteigt, konnte 
auch beim sogenannten „Sturm auf den 

Reichstag“ im vergangenen Jahr beobachtet 
werden. Damals wurde auch davon phanta-
siert, dass Trump jetzt Truppen schicken wer-
de, um uns vom „Merkel-Regime“ zu „be-
freien“. Oder beim Sturm auf das Kapitol in 
Washington - auch dort war der Einfluss der 
QAnon-AnhängerInnen unübersehbar.

Alles „bürgerliche Mitte“? NEIN!

Also sollen wir im Gegensatz zu diesen 
„Querdenkern“ alle Maßnahmen der Bun-
desregierung und der Landesregierungen zur 
Pandemiebekämpfung kritiklos mittragen? 
Keinesfalls. Aber die wirklich wichtigen 
Punkte spielen bei den Kundgebungen der 
„Corona-Rebellen“, der Verschwörungsideo-
logen und Rechtsextremisten keine Rolle. 
Und dabei gibt es in der Pandemiebekämp-
fung durchaus einiges zu kritisieren: 

Zum Beispiel die fehlende digitale Infrastruk-
tur, um den Schülerinnen und Schülern ein 
praktikables Angebot für den Unterricht zu 
Hause zu machen. Der versäumte Ausbau des 
Glasfasernetzes, damit Home-Office unter 
vernünftigen Bedingungen möglich ist. Oder 
auch die Tatsache, dass einige Gruppen in un-
serer Gesellschaft nicht ausreichend berück-
sichtigt werden: wie beispielsweise Künstle-
rinnen und Künstler, Soloselbständige, aber 
auch 450-Euro-Kräfte insbesondere in der 
Gastronomie. Die Folgen der Privatisierungen 
im Gesundheitsbereich machen sich jetzt 
deutlich bemerkbar, ebenso wie die Sparmaß-
nahmen im öffentlichen Gesundheitswesen: 
die Gesundheitsämter sind am Limit. Der ge-
samte Gesundheits- und Pflegebereich muss 
nachhaltig ausgebaut werden. Dies gilt auch 
für Gesundheitsämter und Behörden, die für 
das Verfolgen der Infektionsketten zuständig 
sind. Das Personal muss in diesem Bereich 
aufgestockt werden. Die Löhne sind deutlich 
anzuheben - Beifall klatschen reicht nicht. Pri-
vatisierungen im Gesundheits- und Pflegebe-
reich müssen zurückgenommen werden, die 
Finanzierung der Krankenhäuser ist zu refor-
mieren. Und die sozial gerechte Verteilung der 
entstehenden Kosten muss auch schnell ge-
klärt werden: starke Schulter können mehr 
tragen als schwache.

Aber all das - und die Aufzählung ist sicher 
nicht vollständig - spielt bei den Verschwö-
rungsideologen, bei den „Corona-Rebellen“ 
von „Querdenken“ und deren Umfeld keine 
Rolle. Um einzelne Punkte der Pandemiebe-
kämpfung zu kritisieren, um sich für eine so-
zial gerechte Verteilung der Pandemiekosten 
einzusetzen, ist eines sicher nicht nötig: ge-
meinsam mit Verschwörungsideologen und 
Nazis auf die Straße zu gehen. 

Deshalb:  
Solidarität statt Verschwörungswahn!

Termine: 
23.02.2021 – 19:00 Uhr
26.02.2021 – 19:00 Uhr

Ort: WebEx (Einwahldaten gibt es auf spd-digital.com Keine vorherige Anmeldung nötig)

Thema: Was Payback, China und eine Netflix Serie gemein haben

Referenten: Kevin Kienle und Yasemin Yilmaz

Uli Grötsch hat vor kurzem seine Kandidatur als Landesvorsitzender der BayernSPD be-
kannt gegeben. Aufgrund dessen hat ihn die Digitale Gesellschaft der SPD Mittelfranken 
eingeladen, um ihn besser kennen zu lernen. In der digitalen WebEx Konferenz hat Uli 
Grötsch seine Visionen für Parteiarbeit „fernab des Präsenzfetischismus“ vorgestellt. 
Konkret hat er direkt die neue Beteiligungsplattform „Rotes Netz Bayern“ vorgestellt, 
welche die innerparteiliche Organisation und Themenarbeit künftig sicher und einfa-
cher gestalten wird.  Weiterhin möchte er die bereits vorhandenen und wirklich guten 
Tools wie dem „EasyMailer“ steigern. Damit auch alle Mitglieder:innen bei der Nutzung 
bestimmterTools und Plattformen fit werden, bietet die Bayern SPD Schulungen an, bei 
denen die Digitale Gesellschaft der SPD Mittelfranken als Referent*innen unterstützend 
mitwirkt. Zusätzlich bietet die Digitale Gesellschaft der SPD Mittelfranken individuelle 
Schulungen für Ortsvereine, Arbeitskreise, Arbeitsgemeinschaften und Unterbezirke 
auf www.spd-digital.com an. (Autor: Lisa Kaufmann)

SPD DIGITAL

Foto: Rüdiger Löster

Foto: Rüdiger Löster

Bürgerliche Mitte? QAnon-Fan am 3. Januar.
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vergangenen Juli zu dreieinhalb Jahren Haft 
verurteilt. Ihr wurde, zusammen mit neun 
weiteren Personen, die Mitgliedschaft in der 
TKP/ML, der marxistisch-leninistischen kom-
munistischen Partei der Türkei, vorgeworfen. 
Knapp drei Jahre war sie in Stadelheim in 
Untersuchungshaft, fast sechs Monate da-
von in Isolationshaft. 

Aber: Keiner(m) der Angeklagten wurde die 
Beteiligung an Gewalttaten vorgeworfen. 
Konkrete Tatvorwürfe jenseits der Mitglied-
schaft und Unterstützung der TKP/ML wur-
den nie erhoben.

Die Verfolgungsermächtigung - ein Freund-
schaftsdienst für das Erdoğan-Regime?
Dass Dr. Büyükavcı dann überhaupt angeklagt 
werden kann, ermöglicht der § 129b des Straf-
gesetzbuches, der die Unterstützung einer 
ausländischen terroristischen Vereinigung 
unter Strafe stellt. Nach diesem Paragraphen 
ist Voraussetzung für eine Strafverfolgung 
eine Erlaubnis des Justizministeriums, die so-
genannte Verfolgungsermächtigung. Für die 
TKP/ML wurde sie 2006 von der damaligen 
Justizministerin Brigitte Zypries (SPD) erteilt 
und 2015/16 unter Justizminister Heiko Maas 
(SPD) neu gefasst und erneuert. 

Die TKP/ML ist nur in der Türkei, aber nicht in 
Deutschland verboten, was aber bei der Straf-
verfolgung keine Rolle spielt. Es entspricht 
zwar unserer Rechtslage, ist jedoch nicht 
nachvollziehbar, dass man für die bloße Mit-
gliedschaft in einer hierzulande nicht verbote-
nen Organisation angeklagt werden kann. 

Die TKP/ML wird vom Verfassungsschutz 
zwar als linksextremistische Organisation in 

der Türkei eingestuft und die TIKKO, ein mili-
tanter Flügel der TKP/ML, für Anschläge in 
der Türkei verantwortlich gemacht. Doch der 
Verfassungsschutz bestätigt auch (in der 
Broschüre „Türkische Linksextremisten und 
ihre Organisationen in Deutschland“, 2018, 
S. 24), dass sich die TKP/ML und deren An-
hänger gewaltfrei verhalten und auch „keine 
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sich die-
se Praxis in Zukunft ändern könnte“.

Die Verfolgungsermächtigung soll nur erteilt 
werden, wenn die betreffende Vereinigung 
eine „die Würde des Menschen achtende 
staatliche Ordnung“ bekämpft. Davon kann 
in der Türkei leider nicht mehr die Rede sein, 
denken wir nur an die aufgrund vager und 
unbewiesener Anschuldigungen erfolgten 
Verhaftungen und Verurteilungen von vielen 
Tausenden Staatsbediensteten, Journalisten 
und politischen Gegnern. 

Auch die Verurteilung von Can Dündar zu mehr 
als 27 Jahren Haft, weil er wahrheitsgemäß 
über Waffenlieferungen der Türkei an den IS in 
Syrien berichtete, zeigt, dass die türkische Re-
gierung mittlerweile selbst Komplizin terroris-
tischer Gruppierungen geworden ist. 

Abschiebung ohne rechtskräftiges Urteil? 
Es verwundert schon sehr, dass die Nürnber-
ger Ausländerbehörde kurz vor den Weih-
nachtstagen anlasslos ein Ausweisungsver-
fahren für Dr. Büyükavcı eröffnet hat. Umso 
mehr irritiert es, weil das Urteil noch nicht 
rechtskräftig ist, eine schriftliche Begründung 
noch gar nicht vorliegt und die Verteidigung 
außerdem Revision beim Bundesgerichtshof 
eingelegt hat. Die Ausländerbehörde unserer 
Stadt prüft, was Voraussetzung für die Aus-
weisung ist, ob Dr. Büyükavcı „die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland gefährdet“.

Diesem absurden Vorwurf widersprechen in 
zahlreichen Solidaritätsschreiben z. B. ihre 
Kolleg*innen am Nürnberger Klinikum, die 
Ärzte für Frieden und soziale Verantwortung, 
der Verein demokratische Ärztinnen und Ärz-
te und ihre ver.di Gewerkschaftskolleg*in-
nen. Alle stehen hinter ihr und bestätigen, 
dass sie großes Ansehen genießt und als Ärz-
tin einen wichtigen Beitrag für unsere Ge-
sellschaft leistet. 

Widerstand regt sich in der Stadt der Men-
schenrechte 
Mit so viel Widerstand in der Bevölkerung ha-
ben die Verantwortlichen bei der Ausländer-
behörde wohl nicht gerechnet: Sofort nach 
Einleitung des Verfahrens gründete sich das 
ver.di-Solidaritätskomitee #BanuMussBlei-
ben, ein breites Bündnis von Organisationen, 
Parteien und Einzelpersonen, das seit Mitte 
Dezember regelmäßig Mahnwachen vor der 

Straße der Menschenrechte bzw. dem Ge-
werkschaftshaus abhält. Als Herz der Kampa-
gne kann man sicherlich Ulli Schneeweiß, Ge-
werkschaftssekretär bei ver.di, bezeichnen, 
der mit unablässigem Engagement, kreativen 
Ideen und nicht endender Geduld für seine 
ver.di-Kollegin Banu kämpft. 

Briefe und Petitionen des Komitees z.B. an 
den Oberbürgermeister Marcus König, an Hei-
ko Maas oder Joachim Herrmann sorgen für 
öffentliches Interesse; auch die regionale und 
überregionale Presse berichtet regelmäßig 
über den Fall. Erste Erfolge zeigen sich, der 
von der Ausländerbehörde angestoßene Pro-
zess wurde verlangsamt, dabei die Frist zur 
Anhörung verlängert.

Leider enttäuschte die Antwort von Oberbür-
germeister Marcus König, der an ver.di 
schrieb, dass bei der beabsichtigten Auswei-
sung zu berücksichtigen sei, dass „die zu-
grunde liegenden Umstände im Verhalten 
(von Dr. Büyükavcı) und der strafrechtlichen 
Bewertung desselben liegen.“

Damit übernimmt der Oberbürgermeister 
keine Verantwortung für den Fall, und in kei-
ner Weise geht er dabei auf die Frage ein, ob 
von Dr. Büyükavcı eine Gefährdung ausgeht. 
Auch findet sich kein Wort dazu, wie die 
durchaus vorhandenen Ermessensspielräu-
me der Kommune bei solchen Entscheidun-
gen für Betroffene in deren Sinne genutzt 
werden sollen. 

#BanuMussBleiben!
Wir, die Nürnberger SPD, sind an Banus Seite 
und setzen uns für sie ein. Zahlreiche Sozial-
demokraten*innen nehmen an den Mahn-
wachen teil, Nasser Ahmed hat bei einer 
Mahnwache einen viel beachteten Redebei-
trag gehalten und Gabriela Heinrich (MdB) 
hat bereits dem Bayerischen Innenminister 

Joachim Herrmann geschrieben: „Eine Aus-
weisung gerade aus Nürnberg, der Stadt des 
Friedens und der Menschenrechte“, steht in 
dem Brief, „wäre ein verheerendes politi-
sches Signal und für Frau Dr. Büyükavcı eine 
persönliche Katastrophe“. 

Wir möchten betonen, dass wir die Unter-
stützung extremistischer oder terroristischer 
Vereinigungen nachdrücklich ablehnen. 
Auch die politische Orientierung von Dr. 
Büyükavcı teilen wir nicht. Doch das steht 
auf einem anderen Blatt. Ausschlaggebend 
für unser Engagement in diesem Fall ist: kein 
Oppositioneller und keine Oppositionelle 
darf in die Hände von Diktatoren und bei Ge-
fahr für Leib und Leben abgeschoben wer-
den. Das ist unsere Verpflichtung als Partei, 
die seit über 150 Jahren gegen Willkür, Dikta-
tur und für Freiheit kämpft.

Wir fordern die Ausländerbehörde der Stadt 
auf, das Ausweisungsverfahren einzustel-
len, und wir erwarten von Justizministerin 
Christine Lambrecht eine umgehende Über-
prüfung der Verfolgungsermächtigung für 
die TKP/ML.

In diesem Sinne kann man dem Appell von Ga-
briela Heinrich und Nasser Ahmed auf der 
Homepage der SPD Nürnberg nur zustimmen:

„Eine Abschiebung wäre angesichts der ak-
tuellen politischen und insbesondere men-
schenrechtlichen Lage in der Türkei nicht ver-
antwortbar, zumal ihr dort als Oppositionelle 
besondere Gefahren drohen. Die sich ver-
schlechternde menschenrechtliche Lage in 
der Türkei muss jetzt genauso berücksichtigt 
werden wie die Integration von Banu 
Büyükavcı in unsere Gesellschaft.“

Deshalb: Helft alle mit, denn: 
#BanuMussBleiben!

  von NASSER AHMED und 
  CLAUDIA KUPFER-SCHREINER 
  IN ZUSAMMENARBEIT MIT JULIA RINGLER UND 

  ROLF LANGENBERGER VOM ORTSVEREIN LICHTENHOF 

Ein unwahrscheinliches Szenario?
Stell dir vor, du arbeitest seit mehr als zehn Jah-
ren als promovierte Fachärztin in Nürnberg, 
hast dir in Deutschland nichts zuschulden 
kommen lassen und dir eine Existenz in Nürn-
berg aufgebaut. Deine Kolleg*innen schätzen 
dich, du bist aktive Gewerkschafterin, ein Mus-
terbeispiel von Integration, kurzum, du bist 
längst Teil unserer Gesellschaft geworden. 

Dann wirst du verhaftet, verbringst drei Jahre 
im Gefängnis in Stadelheim, sollst verurteilt 
und schließlich noch abgeschoben werden – in 
ein Land, die Türkei, wo dir Folter und erneute 
Haft drohen? Ein kaum vorstellbares Szenario, 
aber tatsächlich wahr – und so geschehen in 
Nürnberg, der Stadt der Menschenrechte.

Verurteilt wegen Mitgliedschaft in einer 
nicht verbotenen Organisation
Es geht um Dr. Banu Büyükavcı (50), die als 
hochgeschätzte Fachärztin für Psychothera-
pie und psychosomatische Medizin am 
Nürnberger Klinikum arbeitet. Sie wurde im 

Eine liebevolle und kreative Idee: Ein Herz 
für Banu - und für Menschenrechte

#BANUMUSSBLEIBEN
ABSCHIEBUNG VON TÜRKISCHER ÄRZTIN 
MUSS VERHINDERT WERDEN

Banu Büyükavcӏ 

Nasser Ahmed mit Genossen*innen vom 
Ortsverein Lichtenhof bei einer Mahnwache

Fotos: Rüdiger Löster
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natlichen Weiterbildungsbonus vor. Gegen-
seitiger Respekt und das Vertrauen sollen im 
Zentrum der Neuregelung stehen.

Nur wenn Absprachen nicht eingehalten 
werden und keinerlei Eigenbemühungen 
sichtbar sind, soll es Leistungsminderungen 
geben. Grundsätzlich sollen künftig maximal 
30 Prozent der Leistungen gekürzt werden 
können, wenn jemand ohne wichtigen 
Grund wiederholt seine Pflichten verletzt. 
Dabei soll künftig sichergestellt werden, dass 
die Wohnkosten von der Leistungsminde-
rung ausgenommen sind. Auch die bisher 
härteren Sonderregelungen für Unter-
25-Jährige sollen entfallen. Durch die Mög-
lichkeit einer persönlichen Vorsprache soll es 
bei Leistungsminderungen künftig die 
schnelle Möglichkeit geben, die Ursachen für 
die Pflichtverletzung zu erklären. Wenn die 
Mitwirkungspflicht wieder erfüllt wird, en-
det die Minderung dann auch sehr schnell.

Der Vorschlag für das SGB II-Änderungsgesetz 
sieht weitere Punkte vor, wie eine Entbürokra-
tisierung. Bei geringfügigen Überzahlungen 
soll demnach eine Bagatellgrenze gelten, um 
aufwendige Rückforderungen an Empfänge-
rinnen und Empfänger der Grundsicherung 
wegen minimaler Beträge künftig zu vermei-
den. Schülerinnen und Schüler, deren Eltern 
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende beziehen, sollen ihre Einkünfte aus 
Ferienjobs künftig vollständig behalten, ohne 

Deutlich aufgestockt
Auch die Abschlagzahlungen und das Förder-
volumen erhöhen sich auf bis zu 100.000 € 
und 1,5 Millionen € pro Monat und Betrieb. Im 
Einzelhandel können jetzt bis zu 100 Prozent 
Abschreibungen auf Saisonware als Fixkosten 
angesetzt werden – also zum Beispiel Weih-
nachtsartikel, Winterkleidung oder auch Feu-
erwerkskörper. Auch in der Reisebranche wer-
den Kosten und Umsatzausfälle durch Absagen 
und Stornierungen umfassend berücksichtigt. 
Und für Soloselbständige wird die Neustarthil-
fe auf einmalig 50 Prozent des Referenzumsat-
zes verdoppelt, die maximale Betriebskosten-
pauschale auf 7.500 € angehoben.

„Die Hilfen werden einfacher, umfangreicher 
und zielgenauer“, betonte Finanzminister 
Olaf Scholz nach dem Bund-Länder-Beschluss.

Die Abschlagszahlungen sollen im Februar 
kommen, die endgültigen Bescheide dann 
ab März.

  �von GABRIELA HEINRICH, MdB 

Wir wollen den Menschen mehr Sicherheit 
geben, wenn sie ihren Arbeitsplatz verlieren. 
Nicht nur in Zeiten von Corona, sondern dau-
erhaft. Das sieht der Vorschlag von Bundes-
arbeitsminister Hubertus Heil für das kom-
mende SGB II-Änderungsgesetz vor. Der 
erleichterte Zugang zum Arbeitslosengeld II 
für Solo-Selbständige in Zeiten von Corona 
dient dabei als Blaupause: Mehr Sicherheit 
für das Ersparte, kein Umzug in eine kleinere 
Wohnung und eine neue Kultur des gegen-
seitigen Vertrauens bei der Betreuung mit – 
bei Bedarf – einem stärkeren Fokus auf Wei-
terbildung und Qualifizierung. 

Der Vorschlag des Bundesarbeitsministers 
sieht vor, dass mühselig Erspartes und für die 
Altersversorgung zurückgelegtes Geld in den 
ersten zwei Jahren des Grundsicherungsbe-
zugs (Arbeitslosengeld II) sicher wären. Auf 
das „verwertbare“ Vermögen würde erst ge-
schaut, wenn es 60.000 Euro übersteigt. 
Selbstgenutztes Wohneigentum soll nicht 
berücksichtigt werden. In dieser Zeit würde 
ebensowenig geprüft, ob die Wohnung zu 
groß und zu teuer ist. 

Diese Regeln gelten im Grundsatz schon 
jetzt für die Solo-Selbständigen, die infolge 
von Corona auf Unterstützung angewiesen 
sind, aber keine Zuschüsse zu Betriebskosten 
erhalten, weil sie keine Betriebskosten ha-
ben. Im Rahmen des erleichterten Zugangs 
zur Grundsicherung können sie derzeit 
schnell Grundsicherung erhalten, ohne da-
bei zum Beispiel zunächst Erspartes und ihre 
Alterssicherung aufzubrauchen. Wir wollen, 
dass dieses Prinzip künftig für alle und auch 
über Corona hinaus gilt. Wer vorübergehend 
in einer Notlage ist, soll dauerhaft mehr Si-
cherheit haben und sich ganz darauf konzen-
trieren können, wieder den Weg in eine neue 
Beschäftigung zu finden.

Hubertus Heil schlägt mit dem Gesetz auch 
einen neuen Kooperationsplan zwischen al-
len Arbeitsuchenden und den jeweiligen Be-
treuenden in den Agenturen für Arbeit und 
den Jobcentern vor. Einzelne Schritte über den 
Weg zurück in Arbeit – Qualifikation, Vermitt-
lung und Reintegration – sollen dabei festge-
legt werden, und dabei soll der Grundsatz der 
Nachhaltigkeit gelten. Es soll nicht darum ge-
hen, den erstbesten Job so schnell wie mög-
lich anzunehmen, sondern es soll eine dauer-
hafte Perspektive entstehen – durch 
Weiterbildung und den Vorrang für einen 
Ausbildungsabschluss, sofern bisher keiner 
vorliegt. Dazu schlagen wir auch einen mo-

Mit den gestrigen Bund-Länder-Beschlüs-
sen wird auch die Hilfe für Unternehmen 
und Soloselbständige, die durch den Lock-
down weniger Geld verdienen können, 
noch mal deutlich verbessert: Es wird ein-
facher, Überbrückungshilfe III zu beantra-
gen, die Förderung wird weiter aufgestockt 
– es gibt mehr Geld – und mehr Unterneh-
men können sie in Anspruch nehmen. 
Mehr gibt es auch für die Neustarthilfe für 
Selbstständige. Und die besonderen Her-
ausforderungen des Einzelhandels werden 
berücksichtigt.

Gefördert werden demnach alle Unterneh-
men und Betriebe, deren Umsatz durch den 
Lockdown zwischen November 2020 und 
Juni 2021 in mindestens einem Monat um 
30 Prozent oder mehr zurückgegangen ist. 
Damit haben jetzt deutlich mehr Unterneh-
men Anspruch, denn bislang galt in der No-
vember- und Dezemberhilfe die Schwelle 
von 40 Prozent.

dass sie angerechnet werden. Gleiches soll für 
ehrenamtliche Betreuerentschädigungen gel-
ten. Mutterschaftsgeld soll künftig nicht mehr 
als Einkommen berücksichtigt werden. 

Für Langzeitarbeitslose gilt weiterhin das 
Teilhabechancengesetz. Mit diesem finan-
zieren wir seit 2019 – auch in Nürnberg sehr 
erfolgreich – den Weg für Langzeitarbeitslo-
se zurück in die Erwerbstätigkeit. Dazu gibt 
es Lohnzuschüsse sowie eine enge Beglei-
tung, um Hürden bei der Wiedereingliede-
rung gemeinsam aus dem Weg zu räumen. 
Mit dem Programm helfen wir gerade den-
jenigen, die schon sehr lange aus dem Er-
werbsleben raus sind und unterstützen – 
Schritt für Schritt – den Weg zurück. 

Möglichst hohe „Stillhalteprämien“ für Ar-
beitslose, wie Linkspartei und die Grünen sie 
fordern, sind nicht unser Weg. Wir wollen Ar-
beitslose nicht einfach aufgeben und dauer-
haft abschreiben, sondern ihnen helfen, einen 
Weg zurück zu finden. Dazu wollen und müs-
sen wir die Investitionen in die Betreuung, 
Qualifizierung und Weiterbildung ausbauen. 
Gleichzeitig – und das unterscheidet uns von 
den Unionsparteien und der FDP – wollen wir 
mehr Sicherheit für diejenigen, die vorüberge-
hend Hilfe brauchen. Wir werden jetzt sehen, 
wie viel wir von unserem Vorschlag vielleicht 
schon in der Großen Koalition umsetzen kön-
nen. Den Rest werden wir dann mit in den 
Bundestagswahlkampf nehmen!

Impressum 
Herausgeber: SPD Nürnberg

Verantwortlich: Andreas Mittelmeier

Redaktion: Thorsten Brehm,  
Vanessa Kurowski

Grafische Gestaltung: Michael Graf

Redaktionsanschrift: 
der springende punkt 
Karl-Bröger-Str. 9 
90459 Nürnberg

E-Mail: dsp@spd-nuernberg.de

Tel: 0911 - 438960

Der „springende Punkt“ ist die werbe-
freie Zeitung der SPD Nürnberg und 
erscheint jeweils am Anfang eines 
Kalendermonats.

Auflage: 5.500 Exemplare

HARTZ IV WAR GESTERN

ÜBERBRÜCKUNGSHILFE III
„EINFACHER, UMFANGREICHER, ZIELGENAUER“



8

Vorkehrungen zum Schutz des Kita-Perso-
nals, etwa durch unkomplizierte Reihentes-
tungen sowie die Ausstattung mit Luftreini-
gungsanlagen und FFP2-Masken. 

Durch die Krise ist es noch viel deutlicher ge-
worden: Kitas sind systemrelevant. Die päd-
agogischen Fachkräfte in den Kitas haben in 
den vergangenen Monaten Enormes geleis-
tet. Die Staatsregierung muss die Kitas end-
lich mehr in den Blick nehmen und für die 
Beschäftigten gute und und vor allem siche-
re Arbeitsbedingungen garantieren.
 
Schutzkonzept für Kitas und Schulen
Ebenso wie für die Kitas brauchen wir auch 
für unsere Schulen umfassende Konzepte 
zum Hygieneschutz. Aktuell vor allem für die 
Notbetreuung, aber im Hinblick auf mögli-
che Öffnungsszenarien ebenso für Hybrid-
Unterricht. Hier muss der Freistaat als Ar-
beitgeber und Dienstherr seine 
Fürsorgepflicht erfüllen und den Schutz der 
Lehrkräfte und des pädagogischen Personals 
durch Luftreinigungsanlagen, Reihentestun-
gen und FFP2-Masken gewährleisten.

Durchdachte Konzepte statt Schnellschüsse
Insgesamt ist es wichtig, dass wir langfristige 
Strategien zum Umgang mit der Pandemie 
entwickeln und diese kontinuierlich bewerten 
und korrigieren. Leider sehen wir in Bayern im-
mer wieder, dass unser Ministerpräsident mit 

eifrigen Ideen voranprescht, deren Umsetzung 
dann jedoch mehr schlecht als recht läuft. 
Jüngstes Beispiel ist die Einführung einer FFP2-
Maskenpflicht im öffentlichen Nahverkehr und 
im Einzelhandel. Die Ankündigung erfolgte 
nicht einmal eine Woche vor Inkrafttreten der 
neuen Regelung, die Folgen waren absehbar: 
In ganz Bayern erlebten die Drogeriemärkte 
und Apotheken einen wahren Ansturm auf die 
FFP2-Masken. Vielerorts, auch in Nürnberg, 
waren viele Geschäfte innerhalb von Stunden 
ausverkauft. Wer solche Regelungen be-
schließt, sollte sich meiner Meinung nach auch 
um die Umsetzung kümmern: Wie stellen wir 
sicher, dass alle Menschen Zugang zu FFP2-
Masken haben? Wie vermeiden wir durch eine 
angemessene Vorlaufzeit lange Schlangen vor 
den Geschäften? Und vor allem, wie gewähr-
leisten wir eine kostenlose Versorgung derjeni-
gen Menschen, die sich 3-5 Euro pro Maske 
schlicht nicht leisten können? Diese Fragen 
hätte unser Ministerpräsident vor seiner An-
kündigung klären müssen – nun sind sie 
schnellstens zu beantworten.

Gemeinsam mit meiner Fraktion werde ich 
mich im Bayerischen Landtag auch weiterhin 
für eine Corona-Strategie mit Augenmaß und 
Weitblick einsetzen. Damit die Bürgerinnen 
und Bürger die Maßnahmen zum Infektions-
schutz weiter solidarisch mittragen, brauchen 
wir langfristige Perspektiven sowie transpa-
rente und begründete Entscheidungen.

  von ARIF TAŞDELEN, MdL  

Fehlende Verdopplung der Kinderkrankenta-
ge ist wichtige Entlastung für Familien
Der Bundestag hat Mitte Januar beschlossen, 
die Kinderkrankentage für das Jahr 2021 zu 
verdoppeln. Konkret heißt das: In diesem Jahr 
werden die Kinderkrankentage von 10 auf 20 
Tage pro Elternteil und Kind erhöht, für Allein-
erziehende werden sie von 20 auf 40 Tage er-
höht. Damit sollen berufstätige Eltern unter-
stützt werden, die ihre Kinder in der aktuellen 
Situation zuhause betreuen. Das ist eine sehr 
wichtige Entscheidung, mit der wir Familien 
in Zeiten der Pandemie entlasten. Denn Ho-
meoffice, Homeschooling und Kinderbetreu-
ung unter einen Hut zu bekommen, stellt El-
tern vor große Herausforderungen.

Bescheinigung von Schule oder Kita reicht 
für Extra-Kinderkrankentage
Als SPD-Landtagsfraktion haben wir auf 
Bundesebene darauf eingewirkt, dass diese 
Regelung auch dann greift, wenn die Anwe-
senheitspflicht in der Schule ausgesetzt ist 
oder die Eltern lediglich gebeten wurden, 
ihre Kinder nicht in die Kita zu bringen. Das 
heißt, dass die Inanspruchnahme der Kinder-
krankentage nicht an die Schließung der 
Schule oder Kita gebunden ist. Wir freuen 
uns, dass das auf Bundesebene nun auch so 
umgesetzt wurde. Als Nachweis genügt eine 
Bescheinigung der Schule oder Kita. Diese 
Regelung berücksichtigt den Wunsch vieler 
Familien, Kontakte so gering wie möglich zu 
halten. Manche Eltern möchten ihre Kinder 
momentan lieber nicht in der Kita betreuen 
lassen, zum Beispiel, weil sie Infektionsrisi-
ken für ihre Familie und Angehörige mög-
lichst gering halten wollen.

Notbetreuung muss weiterhin gewährleis-
tet sein
Natürlich muss ausdrücklich gewährleistet 
sein, dass berufstätige Eltern und insbeson-
dere Alleinerziehende weiterhin die Mög-
lichkeit haben, ihre Kinder in die Notbetreu-
ung zu geben. Aber je mehr Eltern ihre Kinder 
in der aktuellen Situation zuhause betreuen 
möchten und können, desto mehr entlasten 
wir die Kitas. Vielen Einrichtungen fällt es ak-
tuell schwer, angesichts von Krankenständen 
des Personals eine Betreuung der Kinder in 
möglichst kleinen und festen Gruppen zu ge-
währleisten.

SPD-Antrag zum Hygieneschutz in den Kitas
Insgesamt steht die Bayerische Staatsregie-
rung in der Pflicht, die Kitas bei der Aufrecht-
erhaltung ihrer Angebote besser zu unter-
stützen. Bereits im Herbst 2020 haben wir 
als SPD-Landtagsfraktion die Staatsregie-
rung in einem Antrag aufgefordert, die Kitas 
mehr in den Blick zu nehmen. Dazu gehören 
für uns unter anderem auch umfassende 
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die neue Technik bei ihrer Arbeit nutzen. Das 
bedeutet neben digitaler Einsatzdokumenta-
tion vor allem eine digitale Kommunikation, 
also den Umstieg von analogen auf digitalen 
Funkbetrieb. Vorteile dessen sind unter ande-
rem effektiverer Datenschutz, höhere Sicher-
heit durch Notruffunktionen, besser Sprach-
qualität und umfassendere Vernetzung mit 
allen beteiligten Hilfsorganisationen. Die Not-
wendigkeit eines Umstiegs wurde bereits 
früh erkannt, die Umsetzung ist bis heute je-
doch unzureichend.

Bereits 1996 befasste sich die Innenminister-
konferenz mit dem Projekt Digitalfunk. Ziel 
war es bis 2006 zur Fußballweltmeister-
schaft den Umstieg zu meistern. Jedoch 
scheiterten schon früh die Verhandlungen 
mit einer Tochterfirma der DB zum Netzaus-
bau und der Umstieg war vorerst vom Tisch.

Zur zentralen Koordinierung nahm 2007 
die Bundesanstalt für Digitalfunk der BOS 
(BDBOS) den Betrieb auf. Mehrere Akteure 
waren im Gespräch und teilweise schon 
mit der Umsetzung befasst, bis Alcatel-Lu-
cent als Netzbetreiber bestellt wurde. Der 
vorläufige Fertigstellungstermin wurde 
zunächst auf 2010 gelegt, konnte aber 
wieder nicht eingehalten werden. Erst 
2013 konnte der Netzausbau abgeschlos-
sen werden. Damit war aber bei weitem 
noch nicht alles getan.

Nach fertigem Netzausbau verlief die An-
schaffung und Installation der neuen Technik 
schleppend. Die integrierte Leitstelle Nürn-
berg, beispielsweise, stieg 6 Jahre später im 
Jahr 2019 vollständig auf digitalen Funkbe-
trieb um. Digitale Pager zur Alarmierung der 
Einsatzkräfte stehen nun seit Dezember 
2020 den 18 freiwilligen Feuerwehren in 
Nürnberg zur Verfügung.

Außerdem bestehen bis heute bundesweit 
Schwierigkeiten bei der sog. Objektfunkver-
sorgung, der Ausstattung besonders schlecht 
erreichbarer Bereiche, wie beispielsweise U-
Bahn-Tunnel, mit digitalen Funkanlagen. Ein 
hierdurch bedingter Abbruch der Funkver-
bindung im Einsatz kann lebensbedrohliche 
Folgen haben. Ein Umstand der die Polizei 
dazu bewegte auf analoge und veraltete 
Technik zurückzugreifen.

Die langsame Umsetzung ist jedoch nicht 
das einzige Problem des Digitalfunks. Zu kri-
tisieren sind zum Beispiel die hohen An-
schaffungskosten, niedrige Datenübertra-
gungsraten und ein hoher Wartungsaufwand. 
Auch die Schulung im Umgang mit den neu-
en Geräten stellt sich aufwendig und zeitin-
tensiv dar. Weiterhin ist das Funksystem 
nicht mit dem in Nachbarstaaten kompati-
bel, so dass bei grenzübergreifenden Einsät-
zen auf andere Kommunikationswege zu-
rückgegriffen werden muss.

Zu beanstanden ist noch dazu die fehlende 
Priorisierung des Themas durch die Landes-
regierung, so hat Bayern als eines der letzten 
Bundesländer die Umrüstung vollzogen. Die 
SPD-Landtagsfraktion übt daher regelmäßig 
Kritik an der Arbeit der Staatsregierung zum 

Digitalfunk, etwa an den Auseinanderset-
zungen zwischen der Landesregierung und 
den kommunalen Spitzenverbänden sowie 
Hilfsorganisationen zur Finanzierung der 
Umstellung. Auch die angesprochene Stö-
rung der Funkverbindung in Gebäuden ist 
ein Thema, mit dem sich die Landtagsfrakti-
on auseinandersetzt.

Gerade in der aktuellen Situation ist ein sta-
biles Funknetz unerlässlich für eine effektive 
Arbeit der Polizei, Feuerwehren und Ret-
tungsdienste in Bayern. Zudem werden auch 
in Zukunft viele Herausforderungen auf un-
sere Einsatzkräfte warten. Dafür müssen sie 
gerüstet sein. Das Kapitel Digitalfunk ist 
noch lange nicht abgeschlossen. Es müssen 
Lösungen für Datenübertragungen von Fo-
tos und Einsatzplänen gefunden werden. 
Aber auch die fehlende Funkverbindung in 
manchen Gebäuden oder Tunneln darf kein 
Problem mehr darstellen.

Eine sichere Kommunikation stellt die 
Grundlage eines jeden erfolgreichen Einsat-
zes dar. Jeder muss sich darauf verlassen 
können, dass die Vorraussetzungen hierfür 
geschaffen werden. Deswegen ist nicht we-
niger als eine vollständige und professionelle 
Beseitigung aller Probleme und Schwierig-
keiten zu fordern. Als innenpolitischer Spre-
cher der Landtagsfraktion werde ich das Ge-
schehen weiterhin mit großer 
Aufmerksamkeit verfolgen, sowie einen re-
gen Austausch mit der Polizei, den Feuer-
wehren und weiteren Hilfsorganisationen 
pflegen. Denn das Feedback der Einsatzkräf-
te muss gehört und beachtet werden, sie 
müssen mit der Technik arbeiten und sorgen 
schlussendlich für unsere Sicherheit.

 

  von STEFAN SCHUSTER, MdL 

Eigentlich sollte die digitale Kommunikation 
unserer Einsatzkräfte in Bayern kein berich-
tenswertes Thema sein. Die Umstellung von 
analogen auf digitalen Funkbetrieb lief für 
die BOS (Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben) in Bayern aber alles 
andere als glatt ab.

In einer immer digitaler werden Welt steht es 
außer Frage, dass auch unsere Einsatzkräfte 

MEHR UNTERSTÜTZUNG 
FÜR FAMILIEN 

Foto: Lennart Preiss

DIGITALFUNK IN BAYERN 
EINE CHRONOLOGIE DES VERSAGENS
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  von MICHAEL ZIEGLER 

Auch unsere ROTE Galerie musste sich unter 
Corona immer wieder neu aufstellen. Im Fe-
bruar vor einem Jahr fanden wöchentlich 
drei Veranstaltungen statt. Jeden Mittwoch 
gab es einen Talk, an Wochenenden Konzerte 
und Lesungen. Doch direkt vor der Kommu-
nalwahl kam dann der erste Lockdown. 

Trotzdem  konnte die Galerie immer wieder 
neu durchstarten. Unser Galerist Heijo 
Schlein steckt voller Ideen. Und im Septem-
ber ging es dann weiter mit unseren Vernis-
sagen und Experimenten. Das Artischocken-
Kollektiv begeisterte mit einer dreistündigen 
Performance und Künstlerin Luise Gumann 
zeigte ihre Werke. 

Durch die Abstände, die unter Corona einge-
halten werden mussten, verlagerten wir im-
mer mehr Veranstaltungen auf den Gehsteig 
und wir erfanden schließlich „Kultur hinter 
Glas“. Die Künstler*innen sollten hinter un-
seren Schaufenstern auftreten und das Pub-
likum mit dem nötigen Abstand im Freien 
zuschauen. Denn wir finden es wichtig Kul-
tur aufrecht zu erhalten, aber auch zu schüt-
zen. Deshalb kommt sie hinter Glas und 
spielt in der Roten Galerie hinter unseren 
drei großen Schaufensterscheiben. 

Am 20. Oktober startete die neue Reihe mit 
dem bekannten Poetry-Slammer Michael Ja-
kob. Besonders sein aktuelles Gedicht mit 
dem Titel „Ich bin systemrelevant“ beein-
druckte. Er bekam hier neben seinen meist 
humorvollen Texten auch für seine ernsten 
Texte eine Bühne, um seine Sorgen und Zu-
kunftsängste als Soloselbstständiger auszu-
drücken. Sein Gedicht ist auch auf Youtube 

zu finden. Bereits am 28. Oktober spielte die 
Band „The Elephant Circus“ hinter Glas und 
der bekannte Pianist „Miller the Killer“ zeig-
te sein Können am 31. Oktober unter dem 
Motto „Hallo Wien – Wiener Schmäh statt 
Helloween“. Seit November können wir auch 
diese Reihe vorerst nicht fortsetzen. 

Doch nun warten wir nicht länger. Der Nürn-
berger Sänger und Zeichner Gymmick wird ab 
dem 5. Februar seine Karikaturen ausstellen. 
Dies wird nun die erste Vernissage nur für 
eine Person sein. Nämlich für den Künstler 
selbst. Aber wir werden trotzdem dabei sein. 
Wir gehen online und auch ein kleines Kon-
zert von und mit Gymmick wird aufgezeich-
net und auf www.facebook.com/rote.galerie 
und weiteren Plattformen gezeigt. 

Es geht also weiter. Und hoffentlich bald 
auch wieder mit ganz viel Publikum vor Ort.  

Die aktuelle und die letzten  
Ausstellungen sind auch digital  

begehbar über die Seite: 
http://virtuelle.rote-galerie.de/

sind mögliche Faktoren, die unsere Psyche 
negativ beeinflussen.

Die Gesundheitsversorgung im Bereich der 
Psychotherapie war schon vor der Corona-
Pandemie marode. Uns wird aber gerade 
während der Pandemie nochmal vor Augen 
geführt, welche Schieflagen existieren und 
dass man diese so schnell es geht gerade bie-
gen muss. Die Terminfindung bei Psychothe-
rapeut*innen bleibt weiterhin das größte 
Problem der psychotherapeutischen Versor-
gung in Deutschland. In Ballungszentren und 
auch in ländlichen Regionen, wo die Anzahl 
der Therapeut*innen weitaus geringer als in 
Städten ist, kann es ganz gut vorkommen, 
dass man mehrere Monate warten muss bis 
man ein Erstgespräch hat.

Es gibt Bestrebungen die Psychotherapie und 
die Ausbildung der Psychotherapeut*innen zu 
verbessern. Neu eingeführt wurde im Winter-
semester 2020/21 das Studium der Psycho-
therapie, womit Studierende nach dem Mas-
ter die Approbation in Psychotherapie 
erhalten und die Ausbildung zum*r Psycho-
therapeut*in dadurch nicht mehr erforderlich 

ist. Vor der Einführung des Psychotherapie-
studiums, war der Master in klinischer Psy-
chologie und dann noch zusätzlich dazu eine 
Ausbildung zum*r Psychotherapeut*in erfor-
derlich, womit man bei sieben bis acht Jahren 
Ausbildungszeit landete. Doch selbst, wenn 
Studierende schneller zu Psychotherapeut*in-
nen werden, wird sich nichts an der aktuellen 
Situation der Mangelversorgung ändern.

Was müsste man also tun?

Wenn man also langfristig eine bessere Ver-
sorgung ermöglichen möchte, dann muss die 
Kassenzulassung für Psychotherapeut*innen 
großzügiger berechnet werden als es aktuell 
noch der Fall ist. Die letzte Bedarfsplanung für 
Bayern hat erst Mitte des vergangenen Jahres 
stattgefunden. In Nürnberg gibt es laut der 
KVB (Kassenärztliche Vereinigung Bayerns) 
eine Überversorgung an Psychotherapeut*in-
nen, weswegen derzeit keine weiteren Kas-
senzulassungen ausgeschrieben sind.  Man 
kann nur hoffen, dass die Bedarfsplanung in 
den kommenden Jahren näher an die Realität 
rückt. Die Diskrepanz zwischen der Theorie 
und der Praxis könnte leider nicht größer sein.

  von OGUZ AKMAN 

Die Pandemie hat uns alle vor Herausforde-
rungen gestellt, von denen wir noch einige 
Jahre zuvor nicht hätten träumen könne: 
Social Distancing, Lockdowns, Ausgangs-
sperren, Maskenpflicht im ÖPNV und in Ge-
schäften etc. Weniger im Fokus der Gesell-
schaft befindet sich allerdings die psychische 
Gesundheit der Menschen, die durch die 
Maßnahmen und des Lockdowns des öffentli-
chen Lebens stärker als zuvor in Mitleiden-
schaft gezogen wird. Viele von uns stehen 
durch die Umstellung des Lebens ins Digita-
le (da wo es eben möglich ist) vor noch nie 
da gewesenen Hürden, die uns alle anstren-
gen. Wie sehr die aktuelle Lage die Psyche 
vieler Menschen anstrengt ist aktuell noch 
nicht absehbar. Denn je länger der Lock-
down und die Corona-Maßnahmen anhal-
ten, desto wahrscheinlicher wird es, dass 
die Resilienz (Widerstandsfähigkeit der Psy-
che, um stressige Lebensphasen ohne Be-
einträchtigungen zu überstehen) der Men-
schen beeinträchtigt wird. Angst vor 
Kurzarbeit,Verlust der Arbeit, Insolvenz, der 
Mangel an sozialen Kontakten, das alles 

KULTUR HINTER GLAS
SO GEHT ES WEITER IN DER ROTEN GALERIE

Nach Corona dann wieder mit Publikum 
in und um die ROTE Galerie. Noch im 
Oktober konnte das Publikum im Freien 
„Kultur hinter Glas“ hören und sehen.

Im Oktober noch möglich. Ein Bier nach 
dem Auftritt mit Poetry-Slammer Michl 
Jakob und Michael Ziegler nach dem 
gelungenen Start von „Kultur hinter Glas“. 

Gymmick, der eigentlich Tobias Hacker 
heißt, zeichnet auch für die Nürnberger 
Tageszeitungen. Anlässlich der leider nicht 
geglückten Bewerbung zur Kulturhaupt-
stadt erstellte Gymmick eine Karikatur 
unter dem Motto: Kultur, jetzt erst recht. 

DIE PSYCHE UND 
CORONA



SPD Nürnberg  –  Karl-Bröger-Straße 9  –  90459 Nürnberg

Bei Umzug, mit neuer Anschrift zurück.

DER SPRINGENDE PUNKT – Gedruckt auf zertifiziertem Papier mit Ökofarbe.

Aufgrund der weiterhin geltenden Kontaktbeschränkungen müssen 
auch im Februar einige der geplanten Parteitermine ausfallen. 

Aktuelle Informationen zu den Terminen finden sich auf der 
Website der SPD Nürnberg unter www.spd-nuernberg.de.!
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Masterplan nachhaltige Mobilität 
statt Radentscheid: Fahrrad-, Fuß- 
und Nahverkehr gemeinsam stärken!

Vorwort
Liebe Leserinnen  
und Leser der SPD- 
Rathaus-Depesche,

wir sind mit großen und umfassenden Themen 
in das neue Jahr gestartet, für das wir Ihnen auf 
diesem Weg noch das Allerbeste wünschen.
 
Die Auswirkungen der Corona-Pandemie grei-
fen nach wie vor tief in unser aller Leben ein – 
sei es beruflich oder privat. Der Umgang mit 
den Folgen der Pandemie und die Verbesserung 
der Situation aller Menschen in Nürnberg ste-
hen deshalb für uns weiterhin an erster Stelle.
 
Darüber hinaus gibt es aber auch andere bedeu-
tende Zukunftsthemen, die wir ebenfalls konse-
quent angehen: Mit dem druckfrischen Mobili-
tätspakt bringen wir einiges buchstäblich ins 
Rollen, sowohl für Radfahrer, Fußgänger als auch 
den Öffentlichen Nahverkehr wird es deutliche 
Verbesserungen geben - ein Meilenstein für die 
Mobilitätswende in Nürnberg! Wir informieren 
über die einzige Jugendbildungsstätte in Mittel-
franken, die Burg Hoheneck, die dringend sanie-
rungsbedürftig ist. Wir wollen gemeinsam das 
Gedenken an die Nürnberger NSU-Opfer mehr in 
den Mittelpunkt stellen. Nicht zuletzt fordern 
wir die Einrichtung einer Ethikkommission um 
unsere Pflegeheime noch besser zu unterstützen.
 
Lesen Sie außerdem in dieser Ausgabe über 
unseren Standpunkt zu den Demonstrationen 
von Corona-Leugnern in Nürnberg, die Pläne 
für das Nachbarschaftshaus Gostenhof, unsere 
Initiative Stadtratsarbeit digitaler zu machen, 
die Neugestaltung eines Stadtteilplatzes in  
St. Peter und eine sinnvolle Verbesserung bei 
der Entsorgung von Gartenabfällen, die die 
Menschen im Nürnberger Norden betrifft.
 
Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen der 
Depesche, aber vor allem: Bleiben Sie gesund!
 

Ihre 
Claudia Arabackyj   stv. Fraktionsvorsitzende

 

Die SPD hat sich mit den Stadtratsfraktio-
nen von CSU, Bündnis 90 / Die Grünen und 
mit den Initiator*innen des Nürnberger Rad-
entscheids auf einen Masterplan für nach-
haltige Mobilität in Nürnberg verständigt. 
Dieser Beschluss fügt sich perfekt in eine 
lange Tradition von SPD-initiierten Beschlüs-
sen für stadtverträgliche Mobilität. Unser 
Credo ist das Miteinander im Umweltver-
bund: Fußgänger, Radler und ÖPNV zusam-
men zu denken. 

Die Einigung ist ein weiterer Meilenstein für 
die Mobilitätswende in Nürnberg. Auf Basis 

des Radentscheids wurde dabei ein deutlich 
weitergehender Richtungsbeschluss für den 
Umweltverbund im Stadtrat gefasst, wes-
halb die Initiator*innen ihren geplanten Bür-
gerentscheid sogar zurückziehen. 

Von dem Verhandlungserfolg profitieren 
nun nicht nur die Radler, sondern auch Fuß-
gänger, Bus- und Bahn-Nutzer und vor al-
lem: die Umwelt. Denn wir haben mit dem 
Masterplan einen ambitionierten Arbeits-
plan zur Reduzierung des Autoverkehrs und 
den Ausbau der klimaschonenden Alternati-
ven ausgerufen. Anstatt nur auf einen >> 



sche Konflikte auf - zum Beispiel bei Ent-
scheidungen bzgl. Einschränkungen für 
die hilfs- und pflegebedürftigen Bewoh-
ner*innen. Hier kann die bereits einge-
brachte SPD-Idee einer Ethikkommission 
konkret weiterhelfen. Eine Ethikkommis-
sion führt zu mehr Transparenz und 
ermöglicht bei schwierigen Fragestellun-
gen einen breiten Diskurs. Dabei kann 
auch ein Leitfaden für Pflegeeinrichtun-
gen erarbeitet werden, der gerade den 
Angehörigen und Bewohner*innen die 
nötige Sicherheit gibt.  
 
Die Sozialreferentin Elisabeth Ries (SPD) hat 
den Vorschlag einer solchen Kommission be-
reits in der Nürnberger Pflegekonferenz, ei-
nem Gremium der Einrichtungsträger und 
der Verwaltung, eingebracht und viel positi-
ves Feedback erhalten.

Weitere Informationen: 
Jasmin Bieswanger;
Fabian Meissner;
spd@stadt.nuernberg.de

Impressum 

Herausgeber:  
SPD Unterbezirk Nürnberg 
Karl-Bröger-Str. 9 
90459 Nürnberg

Verantwortlich:  
Thorsten Brehm

Redaktion:  
Michael Arnold, Thorsten Brehm

Grafische Gestaltung:  
Michael Graf

E-Mail: spd@stadt.nuernberg.de

Tel: 0911 - 2312906

Fax: 0911 - 2313895

Seit dem 1. Januar gibt es das neue Sozialti-
cket „Solo 31 Nürnberg-Pass“, mit dem man 
für 15 Euro rund um die Uhr mobil sein kann. 
Anspruchsberechtigt sind alle Besitzer*innen 
des Nürnberg-Passes. Bisher kostete das 
Ticket 32,40 Euro, ausgeschlossen waren 
Fahrten im Berufsverkehr von Montag bis 
Freitag zwischen 6 und 8 Uhr.

Mobilität und gesellschaftliche Teilhabe ge-
hen aus Sicht der SPD Hand in Hand. Deshalb 
hoffen wir, dass sich das Ticket einer großen 
Nachfrage erfreut. Besonders wichtig ist uns 
dabei, dass das neue Angebot für viele Men-
schen, die trotz Arbeit und Einkommen auf 
Leistungen der Grundsicherung angewiesen 

sind, eine echte Ersparnis und finanzielle 
Erleichterung bedeutet.

Ein weiterer zentraler Aspekt ist zudem, dass 
wir das zweite Jahr in Folge bewusst auf eine 
Tariferhöhung bei der VAG verzichten. Damit 
setzen wir ein klares Zeichen, dass wir es mit 
der Verkehrswende ernst meinen und wir 
perspektivisch viele neue Kund*innen für die 
öffentlichen Verkehrsmittel gewinnen wol-
len. Hierfür werden wir die Entwicklung der 
Fahrgastzahlen auch nach Corona weiter im 
Blick behalten müssen.

Spannend wird das neue Jahr auch bezo-
gen auf das 365-Euro-Jahresticket für alle, 

das spätestens 2023 eingeführt werden 
soll. Leider fehlt seitens des Freistaats Bay-
ern immer noch die Zusage, sich an den 
Kosten zu beteiligen. Das ist bedauerlich, 
steht das Vorhaben doch auch im bayeri-
schen Koalitionsvertrag zwischen CSU und 
Freien Wählern. Wir werden deshalb wei-
ter Druck machen und Überzeugungsar-
beit leisten müssen, damit sich auch die 
Staatsregierung endlich angemessen an 
den Kosten einer wirklichen Verkehrswen-
de beteiligt.
 
Weitere Informationen: 
Thorsten Brehm;
spd@stadt.nuernberg.de


Stabile VAG-Fahrpreise und günstigeres 
Sozialticket für 15 Euro
 

Verkehrsträger zu blicken, geht es dem Mas-
terplan um ein Miteinander der Verkehrsträ-
ger und das gemeinsame Ziel, CO2-neutrale 
Mobilität der Zukunft zu ermöglichen. 

Die SPD setzt sich für den sukzessiven Aus-
bau der Öffentlichen Verkehrsmittel als 
auch für Platz für Fußgänger ein. In der ver-
gangenen Amtsperiode haben wir zudem 
einen Fokus auf das Rad gesetzt: Neben den 
Fahrradstraßen und den ambitionierten 
Radvorrangrouten hat die SPD auch maß-
geblich die Erhöhung des Radverkehrsetats 
auf den Weg gebracht. 

Schon Ende letzten Jahres hat die SPD-Frak-
tion deshalb öffentlich kundgetan, eine 
aufwendige Abstimmung und Stimmenaus-
zählung im Rahmen eines Bürgerentscheids 
in Corona-Zeiten vermeiden zu wollen. 
Stattdessen hat die SPD-Fraktion auf Ver-
handlungen mit den Initiatoren des Radent-
scheids gesetzt, die nun gefruchtet haben. 
Dadurch spart sich die Allgemeinheit Kosten 
in Höhe von 700.000 Euro, die nun in nach-
haltigen Verkehrsmaßnahmen besser ange-
legt sind. 

Weitere Informationen: 
Thorsten Brehm;
Nasser Ahmed;
spd@stadt.nuernberg.de

Zukunft von Burg Hoheneck sichern Unterstützung für Pflegeheime in  
Zeiten von Corona - Einführung  
einer Ethikkommission 

Bereits seit 1984 betreibt der Kreisjugend-
ring Nürnberg-Stadt erfolgreich die einzige 
mittelfränkische Jugendbildungsstätte - die 
Burg Hoheneck. Sie ist die einzige Burg, die 
der Stadt Nürnberg wirklich gehört. Die lau-
fenden Zuschüsse hierfür erfolgen sowohl 
durch die Stadt, den Bezirk Mittelfranken als 
auch durch Personalkostenzuschüsse seitens 
des Bayerischen Jugendring.

Die Burg Hoheneck als wichtiger Ort der 
außerschulischen Bildungsarbeit ist eine 
Einrichtung, die die Entwicklung der hohen 
fachlichen Standards der Nürnberger 
Jugendarbeit zum Ausdruck bringt. Durch 
die Stadt Nürnberg wird es hier möglich, 
ehrenamtliche Jugendleiter*innen aus den 

Städtische Pflegeeinrichtungen verfügen, 
ebenso wie ein Großteil in privater Träger-
schaft, über sinnvolle Konzepte, die ihr 
Personal und ihre Bewohner*innen in der 
aktuellen Corona-Situation schützen. Man-
che Anbieter sind dabei allerdings logistisch 
und konzeptionell überfordert. 
 
Es bereitet uns Sorge, wenn Nürnberger Heime 
nicht alleine in der Lage sind PoC-Testungen für 
Angehörige zu organisieren. Wir als SPD wollen 
deshalb, dass allen Pflegeeinrichtungen aus-
reichend Testmöglichkeiten zur Verfügung 
gestellt werden – für Bewohner*innen, Ange-
hörige und Personal. Hier muss der Freistaat 
Bayern aus unserer Sicht aktiv werden. 
Besuchsverbote müssen wir unbedingt verhin-
dern. Einschränkungen im Besuchsrecht füh-
ren nicht nur zur Vereinsamung von Menschen. 
Demenzkranke sind zum Beispiel auf vertraute 
Kontakte angewiesen, weil sich Symptome 
sonst verschlimmern können.
 
Darüber hinaus tun sich auch in Pflegeein-
richtungen derzeit viele Fragen und ethi-

Jugendverbänden Nürnbergs und der Regi-
on sowie hauptberufliche Fachkräfte der 
Offenen Kinder- und Jugendarbeit durch 
vielfältige Angebote fortzubilden. Dies trägt 
zur bundesweit anerkannten Qualität der 
Kinder- und Jugendarbeit in Nürnberg bei. 
Auch Jugendbildungsseminare für Schul-
klassen, die bezirksweit in Anspruch 
genommen werden, sind ein weiteres wich-
tiges Angebot der Burg.

Seit Aufnahme der Jugendbildungsarbeit vor 
36 Jahren fand keine größere Sanierungs-
maßnahme statt. Bereits seit zehn Jahren 
meldet der Kreisjugendring einen wachsen-
den Sanierungsbedarf an. Dabei geht es 
sowohl um den allgemeinen Standard 

moderner Bildungseinrichtungen als auch 
die dringend notwendige Erweiterung um 
barrierefrei zu werden.

Als SPD wollen wir die Zukunft von Burg Ho-
heneck für die Jugendbildung auch weiterhin 
sichern. Aufgrund der überregionalen Bedeu-
tung als Jugendbildungsstätte ist aus unserer 
Sicht zudem eine stärkere finanzielle Bezu-
schussung von Bezirk und Land für Bau, Be-
trieb und Unterhalt angezeigt. Wir haben des-
halb die Stadtverwaltung beauftragt, hierfür 
die notwendigen Gespräche und Verhandlun-
gen mit dem Bezirk Mittelfranken und dem 
Freistaat Bayern aufzunehmen.

Weitere Informationen: 
Claudia Arabackyj;
spd@stadt.nuernberg.de

Foto: SPD-Stadtratsfraktion




GEDENKEN AN DIE  
NÜRNBERGER NSU-OPFER
Zwischen 2000 und 2005 wurden in Nürnberg 
Enver Şimşek, Abdurrahim Özüdoğru und 
Ismail Yaşar heimtückisch durch den sog.  
„Nationalsozialistischen Untergrund (NSU)“ 
ermordet. In der Stadt der Menschenrechte 
wollen wir, dass mehr für das Gedenken der 
NSU-Opfer getan wird. Aus diesem Grund ha-
ben wir mit DIE LINKE und Bündnis 90/Die 
Grünen die Stadt aufgefordert, an den drei 
Tatorten Gedenktafeln zu errichten, die außer 
biografischen Daten der Ermordeten, Infor-
mationen zu dem NSU-Komplex enthalten. 
Zudem wird geprüft, im Umfeld der jeweili-
gen Tatorte, Straßen(-abschnitte) oder Plätze 
nach den drei Mitbürgern zu benennen und 
damit das Gedenken an sie zu bewahren.

DIGITALE STADTRATSARBEIT  
IM 21. JAHRHUNDERT
Die Corona-Pandemie schränkt das private und 
berufliche Umfeld aller Menschen ein. Auch 
die Arbeit in den Gremien des Stadtrats bleiben 
davon nicht verschont. Als SPD wollen wir des-
halb Lösungen entwickeln, die dem demokrati-
schen Diskurs der Stadtgesellschaft während 
Corona aber auch danach gerecht werden. Da-
bei geht es z.B. um die Prozessoptimierung zur 
Bereitstellung der digitalen Ausschussvorlagen 
sowie die Prüfung etwaiger Live-Stream-Mög-
lichkeiten. Zur Ausarbeitung einer digitalen 
Ratsarbeit im 21. Jahrhundert wollen wir zu-
dem eine fraktions- und parteiübergreifende 
Arbeitsgruppe unter Beteiligung der Verwal-

tung, die hierfür realistische und umsetzbare 
Formate und Konzepte erarbeitet. Der Digitali-
sierungsschub der aktuellen Situation soll da-
mit dauerhaft für die Ratsarbeit und den kom-
munalpolitischen Diskurs genutzt werden.

QUERDENKER-DEMONSTRATIONEN 
Am 3. Januar fanden sich am Hauptmarkt 
hunderte selbsternannten Querdenker, 
Corona-Leugner und Rechtsextreme ein. Sie 
standen dicht gedrängt, häufig ohne Ab-
stand zu halten, teilweise ohne Mund-Na-
sen-Schutz. Ein solches Verhalten ist in der 
Pandemie rücksichtslos und verstößt bei 
dem Infektionsgeschehen gegen geltendes 
Recht. Das wollen wir so nicht hinnehmen 
und so etwas darf sich nicht wiederholen. 
Aus unserer Sicht war absehbar, dass aus 
dem genannten politischen Dunstkreis ge-
gen die amtlichen Auflagen verstoßen wird. 
Bei derartigen Verstößen muss eine Demons-
tration früher und konsequenter aufgelöst 
werden. Als SPD behalten wir das weitere 
Querdenker-Demonstrationsgeschehen und 
die im Vorfeld erteilten oder versagten 
Genehmigungen konsequent im Blick. Hier-
für lassen wir uns von der Stadtverwaltung 
laufend berichten.

MEHR GRÜN UND MEHR  
AUFENTHALTSQUALITÄT - BLEICH-
PLATZ IN ST. PETER GESTALTET
Im August 2019 startete die SPD einen Pla-
nungsprozess mit den Bewohner*innen um 
die Neubleiche in St. Peter. Ziel dabei war es 

AUS DEM STADTRAT UND DEN STADTTEILEN
  SPLITTER

den Stadtteilplatz als Herzstück für die Men-
schen vor Ort attraktiver zu machen. Diese 
Initiative der SPD wird nun umgesetzt.  
Wir konnten Baumfällungen verhindern und 
zudem gemeinsam mit den Menschen vor 
Ort die Aufenthaltsqualität entwickeln und 
verbessern. Der Prozess war zudem der Start-
punkt für das SPD-Projekt „Möglichkeits-
raum“. Die Rathaus-SPD initiierte in der Folge 
ein Sonderprogramm für Stadtteil-Initiati-
ven, die damit unattraktive Plätze und 
Straßen in nachbarschaftliche Lebenswelten 
verwandeln können. Und auch unser positi-
ver Umgang mit den Bäumen vor Ort hat in 
der Nürnberger Stadtplanung insgesamt zu 
einem Paradigmenwechsel geführt.

NEUE GARTENABFALLSAMMEL-
STELLE IN DER BAMBERGER STRASSE
Die sieben städtischen Gartenabfallsammel-
stellen liegen mehrheitlich im Süden des 
Nürnberger Stadtgebietes. Bürger*innen aus 
Schniegling, Wetzendorf etc. müssen daher 
ihren Abfall bis nach Ziegelstein verbringen. 
Im Bereich der Bamberger Straße besitzt die 
Stadt allerdings ein Grundstück, dass bisher 
von einer Baufirma für ihre Baustellenein-
richtung verwendet wurde. Nachdem die 
Bauarbeiten dort nun beendet worden sind, 
haben wir die Stadt aufgefordert dort die 
Einrichtung einer neuen Gartenabfallsam-
melstelle zu prüfen. Dies würde die beste-
henden Sammelstellen im Nürnberger 
Norden entlasten und unnötigen Verkehr  
im Norden verhindern.

Das Nachbarschaftshaus Gostenhof (NHG) 
ist seit Jahrzehnten eine wichtige Institution, 
nicht nur für den Stadtteil Gostenhof, son-
dern auch für die gesamte Stadtgesellschaft. 
Aktuell sind über 100 Vereine dort vertreten. 
Egal ob Beratungsstelle, Zuwandererselbst-
organisation, sozialpolitische Initiative, 
Selbsthilfegruppe oder der Behindertenrat 
der Stadt Nürnberg – sie alle tragen zu dem 
bunten und pulsierenden Angebot bei, wel-
ches dieses Haus ausmacht. 

Wir als SPD-Stadtratsfraktion wollen, dass 
dieses pulsierende Leben und die so wich-
tige Arbeit noch lange im Nachbarschafts-
haus stattfinden können. Wie wir alle wis-
sen, bedarf das Gebäude jedoch dringend 
einer umfassenden Sanierung. Für diese 
Zeit braucht es eine Interimslösung, damit 

die ansässigen Vereine und Akteure wei-
terhin ihren wichtigen Beitrag für die 
Stadtgesellschaft leisten können. 

Ende des 1. Quartals 2021 wird voraussicht-
lich die Feuerwehr aus der Alten Feuerwache 
in der Reutersbrunnenstraße ausgezogen 
sein. Damit stünde das Areal als Interims-
stätte für das Nachbarschaftshaus Gosten-
hof grundsätzlich zur Verfügung. Diese 
Chance sollte aus unserer Sicht ergriffen 
werden. Da dieses Datum immer näher 
rückt, braucht es nun ein klares Bekenntnis 
zu dieser Idee und Pläne zur Konkretisierung. 
Wir haben die Stadtverwaltung deshalb per 
Antrag aufgefordert Maßnahmen zu treffen, 
dass auf dem Gelände der Alten Feuerwache 
während der Sanierungszeit ein Interim für 
des NHG errichtet werden kann. 

Zudem sehen wir in der Sanierung des NHG 
die Chance das Haus konzeptionell zu 
stärken und weiterzuentwickeln. Neben 
Maßnahmen zum Brandschutz und für 
mehr Barrierefreiheit sollte auch das (Raum-)
Konzept überarbeitet werden, um den un-
terschiedlichen Nutzungsbedürfnissen und 
-wünschen gerecht zu werden. Wir wollen 
deshalb, dass die Stadtverwaltung unter 
Beteiligung der Nutzer*innen ein aktuali-
siertes Nutzungskonzept und damit einher-
gehend ein entsprechendes Sanierungskon-
zept für das bestehende Nachbarschaftshaus 
Gostenhof erarbeitet. 

Weitere Informationen: 
Yasemin Yilmaz;
spd@stadt.nuernberg.de


Eine Perspektive für das  
Nachbarschaftshaus Gostenhof 
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